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«Die Hausaufgaben sind bereits gemacht» 
Varianten zur Weiterentwicklung des Naherholungsgebiets Malbun-Steg sollen nicht neu geprüft werden – aber es wird Geld fliessen. 

Desirée Vogt 
 
Die finanzielle Situation der 
Bergbahnen Malbun ist besorg-
niserregend: Jährlich fehlen 
rund 800 000 Franken, die an-
stehenden notwendigen Inves-
titionen können nicht aus eige-
ner Kraft bewältigt werden. 
Und weil die Bergbahnen die 
«Lebensader» von Malbun sind 
und die Infrastruktur auch not-
wendig zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen und Betrieben ist, 
hat der Landtag diesen «Hilfe-
schrei» des Verwaltungsrats-
präsidenten aus dem Oktober 
2019 gehört. Und will helfen. 
Uneinig ist er sich nur darüber, 
ob er direkt Gelder sprechen 
soll. Oder vorher doch noch 
eine Extrarunde drehen will: 
Und zwar auf der Grundlage 
des Postulats der Freien Liste. 
In diesem lädt sie die Regierung 
nämlich dazu ein, Varianten zur 
Weiterentwicklung des Naher-
holungsgebiets Malbun-Steg zu 
prüfen. Am Ende der Diskus-
sion wurde der Vorstoss mit 
«nur» 12 Stimmen nicht an die 
Regierung überwiesen. Gleich-
zeitig bedeutet dies aber auch, 
dass Regierungschef-Stellver-
treter Daniel Risch nun schnel-
ler reagieren und früher mit ei-
nem Finanzbeschluss an den 
Landtag herantreten kann, um 
den Bergbahnen aus der Misere 
zu helfen. 

«Postulat als gute Basis 
für Grundsatzdiskussion» 
Der Landtag teilte sich gestern 
in zwei Lager: Jenes, welches 
das Postulat an die Regierung 
überweisen und verschiedene 
Varianten zur Weiterentwick-

lung des Naherholungsgebiets 
diskutieren wollte. Und jenes, 
welches Regierungschef-Stell-
vertreter Daniel Risch dazu auf-
forderte, schnellstmöglich ei-
nen Finanzbeschluss vorzule-
gen, um die Zukunft der 
Bergbahnen zu sichern. 

«Beim Naherholungsgebiet 
Malbun-Steg handelt es sich 
um einen ungeschliffenen  
Diamanten, den es mit Augen-
mass, Weitsicht und vorsicht zu 
schleifen gilt», so Thomas La-
geder von der Freien Liste. 
Denn der Rohdiamant kämpfe 
mit verschiedenen Herausfor-
derungen und stehe, wie alle 
Berggebiete, vor gewaltigen 
Veränderungen durch den Kli-
mawandel. Anpassungsstrate-
gien seien also dringend gefragt 
und notwendig. Natürlich kön-
ne sich die Regierung auf be-
reits vorhandenes Material bzw. 
Studien und Gutachten stützen. 
«Wichtig ist den Postulanten 
aber in jedem Fall, dass der 
Landtag schon in einem frühen 
Stadium über die Richtung und 
die Möglichkeiten informiert 
wird und mitdiskutieren kann. 
Denn es geht genau darum, 
dass dann nicht allenfalls in 
letzter Minute der Stecker gezo-
gen werden muss», so Lageder. 
Es gehe keinesfalls darum, et-
was im Keim zu ersticken oder 
Malbun zu einem Naturschutz-
gebiet zu erklären – sondern 
eben darum, Varianten zu be-
werten und eine möglichst gute 
Lösung und einen Ausgleich 
zwischen Ökologie und Ökono-
mie zu finden. Unterstützt wur-
de die Freie Liste vor allem 
durch die FBP-Abgeordneten 
Alexander Batliner und Wende-

lin Lampert. Denn es gehe nicht 
um die Frage, ob die Bergbah-
nen Geld benötigen, sondern 
um das wann, wie und wie 
hoch. «Also ist es angebracht, 
sich über die Zukunft Gedan-
ken zu machen. Das Postulat 
kann als Grundlage für eine 
Grundsatzdiskussion dienen. 
Und dank der bereits vorliegen-
den Studien muss nicht bei Null 
begonnen werden», so Alexan-
der Batliner. Er plädierte aller-
dings dafür, Malbun und Steg 
differenziert zu betrachten, da 
die beiden Gebiete anders aus-
gerichtet seien. Auch Wendelin 
Lampert warnte davor, den 
«kürzesten Weg» zu wählen 
und nun einfach auf einen Fi-

nanzbeschluss zu bestehen – 
auch wenn dies verlockend sei. 
«Wenn dieser Beschluss aller-
dings eine Mehrheit findet, 
droht auch noch ein Referen-
dum. Demokratische Prozesse 
benötigen ihre Zeit.» Und das 
Postulat biete die Chance, um 
sich im Sinne einer «ersten Le-
sung» ein Bild zu verschaffen 
und auf dieser Basis einem Fi-
nanzbeschluss zustimmen zu 
können. 

«Letztlich geht es 
nur um das Geld» 
Als begrüssens- und lobenswert 
bezeichnete es VU-Fraktions-
sprecher Manfred Kaufmann, 
wenn man sich mit der Weiter-

entwicklung des Naherholungs-
gebietes auseinandersetze. Al-
lerdings seien die von der Frei-
en Liste geforderten Punkte seit 
Jahren niedergeschrieben. «Es 
braucht also keine weiteren teu-
ren Gutachten – sondern ein po-
litisches Bekenntnis.» Und weil 
man mit dem Finger nicht ein-
fach auf die Standortgemeinde 
zeigen könne, wünsche er sich 
einen handfesten Antrag bzw. 
einen Finanzbeschluss der Re-
gierung, der die Zukunft von 
Malbun langfristig sichere. 
Auch Harry Quaderer (DU) ist 
überzeugt: «Wir können alle 
bereits vorhandenen Studien 
drehen und wenden, wie wir 
wollen, letztlich geht es nur um 

eines: um das Geld.» Statt um 
den heissen Brei «herumzure-
den» wünscht auch er sich des-
halb, dass die Regierung den 
Landtag kurz und schmerzlos 
mit einem Finanzbeschluss 
«beglückt», damit klar sei, wel-
che finanziellen Mittel tatsäch-
lich benötigt würden. Und Tho-
mas Rehak (NF) ist überzeugt: 
«Die Fragen, welche die Freie 
Liste gerne geklärt hätte, um 
eine Entscheidung zu treffen, 
hätten auch mittels einer Inter-
pellation geklärt werden kön-
nen – dafür braucht es kein Pos-
tulat.» 

Risch verspricht Landtag 
Entscheidungsgrundlage 
«Auch wenn es ‹unser Malbun› 
ist, dürfen wir die Gemeinde 
Triesenberg bei der Weiterent-
wicklung des Gebiets Malbun-
Steg nicht einfach aussen vor 
lassen», erinnerte Regierungs-
chef-Stellvertreter Daniel Risch 
daran, wer das wichtigste Stra-
tegieorgan in dieser Frage ist. 
Deshalb müsse gemeinsam 
nach Lösungen gesucht wer-
den. Eine «Extrarunde» mithil-
fe des Postulats der Freien Liste 
sei dafür allerdings nicht nötig – 
«wir haben sämtliche Hausauf-
gaben bereits gemacht», beteu-
erte Risch. Natürlich sei es 
wichtig, dass der Landtag die 
Strategie kenne und für gut  
befinde, wenn er die notwendi-
gen Gelder spreche. Risch ver-
sprach aber, dass er nicht nur 
bald einen Finanzbeschluss 
vorlegen werde, sondern mit 
diesem auch eine umfassende 
Dokumentation und Basis, auf-
grund derer der Landtag ent-
scheiden könne.

Regierungschef-Stellvertreter Daniel Risch wird nun mit einem Finanzbeschluss an den Landtag  
herantreten – natürlich nicht ohne umfassende Dokumentation als Entscheidungsgrundlage.   
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Landtag spricht klares Verdikt gegen Verfassungsänderung aus 
Acht Abgeordnete sprachen sich gestern Abend für die Verfassungsinitiative von «HalbeHalbe» aus. Damit kommt sie vor das Volk. 

Die Verfassungsinitiative des 
Komitees «HalbeHalbe» soll  
den Artikel 31, Absatz 2 der 
Landesverfassung um einen 
Satz ergänzen: «Die ausgewo-
gene Vertretung von Frauen 
und Männern in politischen 
Gremien wird gefördert». Mit 
dieser «Massnahme» stiess das 
Komittee gestern Abend zu-
mindest im Landtag auf taube 
Ohren. Die Absicht hingegen, 
die faktische Gleichstellung 
von Männern und Frauen in po-
litischen Gremien zu fördern, 
begrüssten alle Abgeordneten. 
Am Ende stimmten lediglich 
acht Abgeordnete der Initiative 
zu. Damit darf nun das Volk 
über die Initiative abstimmen.  

«Gerichte könnten zum 
Ersatzgesetzgeber werden»  
Daniel Seger von der Fort-
schrittlichen Bürgerpartei (FBP) 
eröffnete die Diskussion mit sei-
nem Votum. Er begrüsste die 
Initiative ohne Widerworte und 
war damit am gestrigen Abend 
nicht unter der Mehrheit. Laut 
Seger erhalte der Gesetzgeber 
einen Auftrag, die ausgewogene 
Vertretung von Frauen und 
Männern zu fördern. Bezüglich 
der Massnahmen soll der 

 Gesetzgeber dann frei entschei-
den können: «Diesem Spiel-
raum kann ich viel abgewin-
nen», erklärte Seger. Ein ande-
rer Spielraum war es, der vor 
allem auch Regierungschef 
Adrian Hasler zuwiderlief. «Mit 
dem Vorschlag besteht die Ge-
fahr von Regelungskonflikten», 
erklärte er. Dies, einerseits weil 
der Zusatz seiner Meinung nach 
nicht in die Grundrechte 
gehöre, und andererseits auf-

grund des Wortlauts. Solche 
klassischen Bestimmungen sei-
en normalerweise nicht passiv 
formuliert, sondern es werde 
ein Adressat, hier der Staat, ge-
nannt. Das zeigten auch die Be-
stimmungen in Österreich oder 
der Schweiz. «Es besteht die 
Gefahr, dass die Gerichte in der 
Folge die Deutungshoheit über 
den Zusatz übernehmen und 
dadurch zum Ersatzgesetzge-
benden werden», erklärte Has-

ler und ergänzte: «Der vorge-
schlagene Verfassungszusatz 
bringt keinen Mehrwert, aber 
sehr viele Unsicherheiten.» Er 
befürchte, dass damit künftig 
ebenfalls eine Geschlechterquo-
te geschaffen werden könnte.  

«Es braucht mehr  
konkrete Mittel» 
Auch Christoph Wenaweser 
(VU) sieht im Verfassungszu-
satz, dass die «Quote durch die 
Hintertür» kommt. Und das 
wäre seiner Meinung nach noch 
undemokratischer als die Quo-
tenregelung selbst, weil sie 
dann eben vom Verfassungsge-
richt selbst erzwungen werde. 
«Ich hätte es als angezeigter 
empfunden, sich mit den politi-
schen Parteien zusammenzu- 
tun, um konkrete Massnahmen 
zu entwickeln und diese voran- 
zubringen, anstatt in lange ge-
heim gehaltener Mission eine 
solche Initiative zu ersinnen», 
erklärte er. Wenaweser kam so-
gleich mit neuen Ideen um die 
Ecke. So erklärte er, dass auf-
grund des enormen Arbeitsauf-
wandes über kurz oder lang die 
Zahl der Landtagssitze von  
25 auf 35 erhöht werden müsse. 
Jene zehn Sitze könnten dann 

für eine oder zwei Legislaturpe-
rioden von Frauen besetzt wer-
den. Ausgereift sei die Idee aber 
nicht, fügte er an. Wenaweser 
erklärte: «Klar ist auf jeden Fall, 
dass mein Nein zu dieser Initia-
tive kein Nein zur Förderung 
der Frauen in der Politik ist, 
aber es braucht konkretere und 
mit mehr Erfolgsaussichten 
versehene Mittel.» Mit dem 
gingen einige Votanten einig. 
Auch Landtagspräsident Albert 
Frick, der «effiziente Schritte» 
forderte.   

Georg Kaufmann von der 
Freien Liste widersprach dieser 
Haltung: «Die Aussage ist sehr 
effizient und wird mittelfristig 
Auswirkungen auf die Gesetz-
gebung haben.» Sein Parteikol-
lege Thomas Lageder ging mit 
ihm einig: «Die Verfassung ist 
der richtige Ort. Sie gibt uns die 
Richtschnur für unser Handeln 
auf.» Durch den Zusatz werde 
der Gesetzgeber in die Pflicht 
genommen.  

Am Ende entscheidet  
allein das Volk 
Landtagsvizepräsidentin Gunil-
la Marxer-Kranz (VU) zeigte 
sich nicht überzeugt: «Dass wir 
Frauen immer noch im Hinter-

treffen sind, liegt meiner An-
sicht nach nicht an der Verfas-
sung, den Gesetzen oder den 
Verordnungen, sondern zu ei-
nem grossen Teil auch an uns 
Frauen selbst.» Sie fragte sich, 
weshalb man die Frauen «ver-
fassungsrechtlich dazu verdon-
nern soll, sich mit einem 
Thema auseinandersetzen zu 
müssen, welches ihnen nicht 
behagt?». Ihr Lösungsvorschlag 
liegt jedoch nicht in der Verfas-
sungsänderung, sondern unter 
anderem am Weiterarbeiten an 
«so wichtigen Punkten wie 
Lohngleichheit zwischen Frau 
und Mann, besserer Vereinbar-
keit von Familie und Beruf oder 
auch bezahlbare ausserhäusli-
che Kinderbetreuung.» Da-
durch könne der Frau der Weg 
in die politische Tätigkeit geeb-
net werden. 

Zu guter Letzt erklärte sie 
wie zuvor bereits Susanne Eber-
le-Strub (FBP): «Bei der Beset-
zung politischer Ämter zählt 
nicht das Geschlecht, sondern 
die Fähigkeit und Leistung und 
letztlich alleine der Wille des 
Volkes. Das nennt sich dann 
Demokratie.» 
 
Susanne Quaderer

Gunilla Marxer-Kranz: «Dass wir Frauen noch im Hintertreffen sind, 
liegt nicht an der Verfassung oder Gesetzen.» Bild: Daniel Schwendener


